
den teilweise regional vereinheitlichte 
E-Vergabe-Lösungen verwendet, zwi-
schen den Bundesländern oder Kom-
munen gebe es jedoch erhebliche Un-
terschiede. Und schließlich kenne sich 
auch die Auftraggeberseite noch nicht 
durchgängig gut in der schönen neuen 
Welt der E-Vergabe aus. „Bieter müs-
sen also mitdenken, um Ausschlussri-
siken zu minimieren“, so die Anwältin.

Neue Datenschutzregeln
Eine andere Änderung in diesem Jahr 
gilt bereits ab Ende Mai: Dann ersetzt 
die EU-Datenschutzgrundverordnung 
(DSGVO) das bisher geltende deutsche 
Datenschutzrecht. Spätestens dann 
muss der Datenverkehr der Unterneh-
men an die neue Verordnung ange-
passt sein. Ein Wechsel, der viele neue 
Anforderungen und Verpflichtungen 
für alle Datenverarbeitungen – und 
bei Nichtbeachtung hohe Bußgelder – 
mit sich bringt.

Zu den entscheidenden Neuerun-
gen gehört, dass Firmen und Organi-
sationen Rechenschaft darüber able-
gen müssen, wie personenbezogene 
Daten in ihren IT-Systemen auch in 
Verbindung mit Dritten genutzt wer-
den. „Unternehmen, die die neuen 
Anforderungen und Verpflichtungen 
nicht erfüllen, drohen ab dem 25. Mai 
wesentlich höhere Sanktionen als 
nach dem bisherigen deutschen Da-
tenschutzrecht“, erläutert Rechtsan-
wältin Astrid Luedtke von der Sozietät 
Heuking Kühn Lüer Wojtek. Pro Ver-
stoß können bis zu 20 Millionen Euro 
oder vier Prozent des weltweiten Jah-
resumsatzes fällig werden. 

Außerdem unterliegen Unterneh-
men künftig umfangreichen Dokumen-
tations- und Informationspflichten. 
Deshalb müssen Firmen bisherige Pro-
zesse und verwendete Texte prüfen 
und gegebenenfalls anpassen. „Je mehr
Geschäftsprozesse oder IT-Systeme von 
den Maßnahmen betroffen sind, desto 
mehr Zeit sollten Unternehmen einpla-
nen“, sagt Luedtke. Und die Zeit 
drängt. „Bisher hat fast jeder zweite 
mittelständische Betrieb noch keinerlei 
Maßnahmen zur Umsetzung der Daten-
schutz-Grundverordnung unternom-
men. Hier besteht dringender Hand-
lungsbedarf“, warnt Mario Ohoven, 
Präsident des Bundesverbandes Mittel-
ständische Wirtschaft (BVMW).

Daneben gilt es für Unternehmen, 
die aktuellen Probleme im Blick zu be-
halten. Eines davon: der Fachkräfte-
mangel. „Knapp 90 Prozent der Mit-
telständler haben Schwierigkeiten, of-
fene Positionen zu besetzen. Vier von 
zehn Betrieben mussten mangels Mit-
arbeitern sogar schon Aufträge ableh-
nen“, unterstreicht Ohoven. 

Vor allem Familienunternehmen se-
hen den Fachkräftemangel als größte 

B ei rund 150 000 deutschen 
Unternehmen stellt sich nach 
aktuellen Schätzungen des 

Bonner Instituts für Mittelstandsfor-
schung (IfM) in den kommenden vier 
Jahren die Frage: Wer übernimmt 
den Laden?

Nach Berechnungen der Bonner 
Wissenschaftler lautet in der Mehr-
zahl der Fälle die Antwort nach wie 
vor: jemand aus der Familie! 53 Pro-
zent der Unternehmer suchen dem-
zufolge ihren Nachfolger weiterhin 
im eigenen Clan. Dies zeigt eine Ana-
lyse erfolgter Übergaben durch die 
IfM-Forscher.

Doch andere Modelle der Unter-
nehmensnachfolge holen auf. Das ist 
auch der Tatsache geschuldet, dass 
es immer häufiger keine oder keine 
geeignete unternehmerische Füh-
rungsnachfolge in den deutschen Un-
ternehmerfamilien gibt, weil der 
Nachwuchs eigene Lebenspläne ver-
folgt. Rosemarie Kay, stellvertretende 
IfM-Geschäftsführerin, sieht einen 
Umstand dafür in den Familien 
selbst: „Wir beobachten seit gerau-

mer Zeit, dass Familienangehörige 
immer öfters nicht gewillt oder fähig 
sind, die Unternehmensverantwor-
tung zu übernehmen. Nicht zuletzt, 
weil Unternehmerkinder in der Regel 
jeden Tag unmittelbar erleben, wie 
das Unternehmen den Alltag ihrer El-
tern dominiert.“

Eine unternehmensexterne Lö-
sung wählen daher nach Zahlen des 
IfM 29 Prozent aller mittelständi-
schen Unternehmen. Bei 18 Prozent 
der Übergaben übernehmen Mitar-
beiter im Rahmen eines Manage-
ment-Buy-outs das Ruder. In den 
kommenden fünf Jahren stehen re-
gional gesehen in Nordrhein-Westfa-
len, Bayern und Baden-Württemberg 
die meisten Familienunternehmer 
vor der Aufgabe, den Übergang zu 
managen.

Das ist deswegen wenig überra-
schend, weil in diesen Bundeslän-
dern auch die meisten mittelständi-
schen Firmen angesiedelt sind. „Be-
zieht man hingegen die Anzahl der 
Unternehmen und die Unterneh-
mensgrößenstruktur in die Betrach-
tung ein, so wird sich in den Stadt-
staaten Bremen, Hamburg sowie in 
Niedersachsen am häufigsten die Fra-
ge nach der Unternehmensnachfolge 
stellen – in Brandenburg hingegen 
am seltensten“, sagt Kay. 
Florian Flicke

F
ür Unternehmen, die re-
gelmäßig an Ausschrei-
bungen teilnehmen, wird 
es in diesem Jahr endgül-
tig digital: Ab kommenden 

Oktober müssen alle Auftraggeber 
und Auftragnehmer vollständig auf ei-
ne elektronische Abwicklung von Ver-
gabeverfahren umstellen – die soge-
nannte E-Vergabe. Mit einem jährli-
chen Auftragsvolumen von mehr als 
300 Milliarden Euro ist der Staat mit 
Bund, Ländern und vielen Kommu-
nen hierzulande der mit Abstand 
größte Auftraggeber. Ab Oktober dür-
fen andere elektronische Angebote, 
etwa per Mail, Teilnahmeanträge, In-
teressensbekundungen und -bestäti-
gungen nicht mehr berücksichtigt 
werden.

Annette Rosenkötter, Fachanwältin 
für Vergaberecht beim Frankfurter 
Büro der Kanzlei FPS, sieht darin ei-
nen Vorteil: „Die Umstellung auf die 
E-Vergabe bringt Erleichterungen mit 
sich. Aufgrund der Vielzahl von ver-
wendeten Plattformen und Lösungen 
ergibt sich jedoch die Herausforde-

rung, mit einer Vielzahl divergieren-
der Anforderungen bei der Bearbei-
tung von Ausschreibungen umgehen 
zu müssen.“

Die Rechtsexpertin verweist aller-
dings auf Fallstricke, die sich im 
Rahmen der verpflichtenden Einfüh-
rungen der E-Vergabe stellen. Dies 
betreffe insbesondere überregional 
anbie tende Unternehmen: Zwar wür-
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Firmen 
bleiben oft in 
der Familie

IMPRESSUM
Florian Flicke (planet c),  
Thomas Luther

Auszubildender bei 
Siemens: Viele 
Firmen haben Nach-
wuchssorgen.
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Nachfolge

Risiko Generationenwechsel
Eine Nachfolgeregelung 
scheitert häufig daran,  
dass die Finanzierung 
 des Kaufpreises nicht gelingt. 
 Das muss nicht so sein.

Jürgen Hoffmann Hamburg

A n 100 000 mittelständischen 
Betrieben in Deutschland 
prangt ein imaginärer Steck-

brief: „Dringend gesucht – Nachfolger 
bis Ende 2019!“ Die Eigentümer die-
ser Firmen haben bislang niemanden 
gefunden, der die Kommandobrücke 
übernimmt, wenn sie selbst sich auf 
das Altenteil zurückziehen wollen. Ei-
nige haben noch nicht einmal ange-
fangen zu suchen. Laut KfW Re-
search favorisieren 54 Prozent der 
Seniorchefs die Übergabe innerhalb 
der Familie, 25 Prozent ziehen einen 
Mitarbeiter oder Miteigentümer in 
Betracht, 42 Prozent einen externen 
Käufer.

Die Krux dabei: Es fehlen übernah-
mewillige Gründer. Zuletzt lag deren 
Zahl gerade bei 62 000 pro Jahr. 
„Deutlich zu wenige, um den Bedarf 
zu decken“, sagt Jörg Zeuner, Chef-
volkswirt der KfW-Bankengruppe. Oft 
scheitert eine Unternehmensnachfol-
ge am Notwendigsten: dem Geld. Um 
eine Firma neu zu gründen, reichen 
laut KfW in acht von zehn Fällen we-
niger als 10 000 Euro. Wer hingegen 
einen bestehenden Betrieb über-
nimmt, müsse mindestens mit dem 
Doppelten rechnen. Bei größeren 
Mittelständlern reichen oftmals sogar 
erst sechs- oder siebenstellige Beträ-
ge. „Verhandelt ein Firmeninhaber 
mit einem externen Interessenten 
oder einem Managementteam über 
einen Verkauf, steht fast immer die 
Kaufpreismaximierung im Mittel-
punkt“, sagt Andrej Kirschke von der 
Beratungsgesellschaft Argonas Cor-
porate Finance. Folge: Geforderter 
Kaufpreis und Angebot liegen oft weit 
auseinander. „Viele Altbesitzer haben 
zu hohe Bewertungsvorstellungen“, 
beobachtet Kirschke.

Breiter Finanzierungsmix
Einigen sich jedoch beide Seiten, 
muss sich der Übernehmer häufig 
erst ein vernünftiges Finanzierungs-
konzept stricken. Eine Lücke zwi-
schen Eigenkapital und Kaufsumme 
lässt sich mit einem klassischen 
Bankkredit schließen. Der ist zu-
nächst günstig, aber die kurze Lauf-
zeit birgt Risiken. Zudem sind die lau-
fenden Tilgungen häufig von Beginn 
an zu zahlen. Andere Finanzierungs-
instrumente wie Mittel von einem 
Debt-Fonds sind vergleichsweise teu-
er. Dafür sind die Konditionen flexi-
bel verhandelbar. Eigenkapitalähnli-
che Finanzmittel etwa aus Genuss-
scheinen, stillen Beteiligungen oder 
nachrangigen Schuldverschreibun-
gen sind noch teurer, aber sie bieten 
den Vorteil, dass sie langfristig zur 
Verfügung stehen. Eine Möglichkeit 
ist auch, mit dem Verkäufer eine 
Stundung des Kaufpreises oder 
„Earn-out“-Regelungen zu vereinba-
ren, bei denen der Alteigentümer ei-
nen Teil der Summe später erhält. 

Zweites Problem: die Zeit. Häufig 
soll der bisherige Inhaber noch für 
einen Übergangszeitraum an Bord 
bleiben, um den neuen Chef einzuar-
beiten oder bestimmte Meilensteine 
zu erreichen. „Dauert das zu lange, 

kommt es oft zu Konflikten“, warnt 
Kirschke. „Eine Doppelspitze funktio-
niert nur selten, und weder der neue 
noch der alte Eigentümer will nur 
Beifahrer sein.“ Die Phase lasse sich 
kurz halten durch eine solide Vorbe-
reitung mit transparentem Unterneh-
mens- und Businessplan. Dann sei 
ein Übergang in zwölf bis 36 Mona-
ten realisierbar.

Berater Kirschke nennt noch ein 
weiteres Problem: Gerade Familien-
unternehmer hängen seinen Beob-
achtungen zufolge oftmals emotional 
so sehr an ihrem Betrieb, „dass ihnen 
eine Weitergabe an einen Fremden 
wie eine Beerdigung vorkommt“. 

Auf der anderen Seite ist auch eine 
Nachfolge innerhalb der Familie kein 
leichtes Unterfangen. „Hier zwickt es 
seltener bei der Kaufpreisfestlegung 
als beim Rollentausch zwischen Se-
nior und Junior“, weiß Christoph Rei-
ter, Chef der Reiter AG, einem Family 

Ein 
Generations-

wechsel  
in der Firma 
sollte nicht 

am schnöden 
Mammon 
scheitern.

Christoph Reiter
Reiter AG
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Office. Der Finanzierungsmix bei in-
nerfamiliären Übergaben sieht ihm 
zufolge meist so aus: Meist werden 
zehn oder 15 Prozent aus eigenem 
Geld bestritten, der Rest mit Fremd-
kapital, das sich meistens aus Förder-
töpfen speist – etwa zinsgünstigen 
Existenzgründungsdarlehen der KfW.

Reiter empfiehlt, frühzeitig eine 
360-Grad-Betrachtung aller wirt-
schaftlichen, sozialen, emotionalen,
steuerlichen und rechtlichen Aspekte
mit den Beteiligten vorzunehmen
und danach gemeinsam klare Ziele
zu vereinbaren. Droht eine Nachfol-
geregelung zu scheitern, rät Reiter zu
einem Stufenplan: „Dabei gehen die
Firmenanteile ‚step by step‘ über,
beispielsweise nach dem Erreichen
bestimmter Ziele.“ Dabei gibt es je-
doch steuerliche und rechtliche Stol-
persteine zu berücksichtigen, warnt
Reiter. „Experten können die aber
meistens aus dem Weg räumen.“


